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Rechtsbeziehlingen zwischen Stiefelternteü und Stiefkind 

Die Rechtsbeziehungen zwischen 
Stiefelternteil und Stiefkind 
von 
M I C H A E L C O E S T E R 

1. Geltendes Recht 

Die Bezeichnungen „Stiefkind" oder „Stiefelternteil" s ind volks­
tümlich, aber keine Rechtsbegriffe. Das Recht erfaJ3t die Bezie­
hung zwischen einem K ind u n d dem mit i h m n icht verwandten 
Ehegatten seiner Mutter oder seines Vaters als Schwägerschqft 
(ersten Grades i n gerader Linie), § 1590 I B G B . Die Schwäger­
schaft i m allgemeinen äußert n u r geringe rechtl iche Wi rkungen 
(Aussageverweigerungsrecht; EheschlieJ3ungsverbot, § 4 EheG); 
den Besonderheiten des Stiefkindverhältnisses ist n u r vereinzelt 
Rechnung getragen. 

Verfassungsrechtl ich ist anerkannt , daß a u c h Stiefkinder u n d 
Stiefelternteil eine „Familie" i . S. d. Art . 6 I G G darstel len, wenn 
sie i n familiärer Gemeinschaft leben. 1 A u c h sie können also 
„besonderen Schutz " u n d Förderung i m Sinne dieser Best im­
m u n g beanspruchen. Das einfache Gesetz, insbesondere das 
Zivilrecht, trägt dem jedoch k a u m Rechnung. 

Im persönlichen Verhältnis unterscheidet s i ch der Stiefelternteil 
rechtl ich n icht von einem beliebigen Dri t ten. E i n Sorgerecht für 
das Stiefkind ist n icht vorgesehen, auch keine Beteil igungsrechte 
an der Erz i ehung du r ch den sorgeberechtigten Elterntei l , mit 
dem der Stiefelternteü verheiratet ist. Al lenfal ls k a n n d i e s e m ge­
genüber die Pflicht bestehen, i h m bei der Pflege u n d Erz i ehung 
seiner K inder zu helfen - als Ausfluß der al lgemeinen eherecht­
l ichen Beistandspfl icht, § 1353 B G B , oder kraft ausdrücklicher 
Vere inbarung 2 E ine Rechts- oder Pf l ichtenstel lung dem K i n d 
gegenüber ist damit n icht verbunden. Konsequenterweise bleibt 
auch bei Ehesche idung das K i n d ohne weiteres u n d ausschließ­
l ich seinem Elternte i l zugeordnet - eine Sorgerechtsentscheidung 
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zwischen diesem und dem Stiefelternteü findet nicht statt, ein 
Umgangsrecht gem. § 1634 B G B oder auch nur § 1711 B G B be­
steht nicht. Dies gilt auch, wenn der Stiefelternteü in der Ehe die 
Hausrolle u n d damit faktisch auch die Kindesbetreuung über­
nommen hatte u n d deshalb eine enge psychosoziale Beziehung 
mit dem K ind hat. Allenfalls bei sonst drohender Kindesgefähr­
dung k a n n i hm ein Umgangsrecht eingeräumt oder gar das K ind 
zugewiesen werden - aber nicht als Elterntei l , sondern als Vor­
m u n d (§ 1666 BGB) , ständig unter dem Damoklesschwert einer 
Aufhebung dieser Anordnung, wenn das K ind ohne Gefährdung 
zum rechtlichen Elterntei l zurückgegeben werden k a n n (§ 1696 
II B G B ) . 3 Etwas günstiger sieht die Rechtslage aus, wenn der sor­
geberechtigte Elterntei l stirbt und s ich die Frage stellt, ob das 
K ind i n seiner bisherigen Umgebung u n d beim Stiefelternteü 
bleiben oder zum bisher nicht sorgeberechtigten Elterntei l , dem 
Ehegatten des Verstorbenen aus erster Ehe, überwechseln soll: 
§ 168112 B G B ermöglicht hier eine Kindeswohlprüfung und eine 
Entscheidung zugunsten des Stiefelternteils schon dann, wenn 
die Plazierung bei ihm dem Wohl des Kindes wesentl ich besser 
d i e n t 4 

Die sorgerechtliche Nichtbeziehung zwischen Stiefkind und Stief­
elternteü hat Konsequenzen auch für die sonstigen persönlichen 
Beziehungen: Das rechtliche Gebot wechselseitigen Beistands 
u n d Rücksicht zwischen El tern u n d K indern (§ 1618a BGB) 
wendet s ich nicht an die Parteien des Stiefkindverhältnisses5 u n d 
auch eine Mitarbeitspflicht des Kindes im Haushal t (§ 1619 BGB) 
besteht dem Stiefelternteü gegenüber n i ch t . 6 

Eine Unterhaltspßicht ist weder zwischen Verschwägerten im al l ­
gemeinen noch speziell im Stiefkind-Verhältnis statuiert - weder 
als unmittelbarer, wechselseitiger Ansp ruch nach §§ 1601 ff. B G B 
noch mittelbar als Tei l des Famil ienunterhalts, den nach §§ 1360, 
1360a B G B ein Ehegatte dem anderen schuldet: Nur für gemein­
same, nicht für einseitige Kinder kann dieser Unterhalt verlangt 
werden. Allerdings können und werden s ich Verlobte, von denen 
einer ein K ind „mit in die Ehe bringt", regelmäßig darauf einigen, 
daß der Unterhaltsbeitrag des Stiefelternteils auch die Bedürf­
nisse des Kindes seines künftigen Gatten mitumfaßt. A u s bloßer 
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faktischer Übernahme der Mitversorgung, wie sie häufig gesche­
hen wird, k a n n aber nicht schon ohne weiteres auf eine vertrag­
liche Rechtsverpflichtung, dies auch weiterhin zu tun, geschlos­
sen werden. 7 Außerdem bleibt, ob mit oder ohne vertragliche 
Unterhaltsverpfl ichtung des Stiefelternteils, eine Schutzlücke für 
das K i n d : W i rd der Stiefelternteü als „Ernährer der Famil ie" etwa 
bei einem Verkehrsunfal l getötet, haben d e s s e n Kinder einen 
Schadenersatzanspruch gegen den Schuldigen aus § 844 Abs. 2 
B G B , das Stiefkind hingegen mangels einer gesetzlichen Ver­
pf l ichtung n i ch t . 8 

Ganz punktue l l bedenkt allerdings auch das Gesetz die Unter­
haltsbedürfnisse des Stiefkinds: Verstirbt sein rechtlicher El tern-
teü ohne Hinter lassung eines Testaments, wird i n der Zugewinn­
gemeinschaft der gesetzliche Erbtei l des überlebenden Ehegatten 
(= Stiefelternteils) u m ein Viertel erhöht (§ 1371 I BGB) . Die hier­
durch eintretende Minderung des Erbteils der Kinder sucht § 1371 
IV B G B auszugleichen, da sie beim späteren Tod des Stiefeltern -
teüs nicht unbedingt mit letztwiUiger Begünstigung rechnen kön­
nen (anders als dessen leibliche Kinder. 9 ) Deshalb gewährt § 1371 
IV B G B den Stiefkindern einen Anspruch auf Zahlung von Aus-
büdungsunterhalt, soweit sie bedürftig s ind. Die Zahlungspfl icht 
des Stiefelternteüs ist allerdings wertmäßig auf das zusätzliche 
Viertel gem. § 1371 I B G B begrenzt. Sie k a n n außerdem leicht 
umgangen werden: Dur ch den Stiefelternteü, wenn er die gesetz­
liche Erbschaft ausschlägt u n d stattdessen den Pflichtteü plus 
rechnerischen Zugewinnausgleich verlangt (§ 1371 III BGB) ; 
durch den Erblasser, i n dem er seinen Gatten testamentarisch 
einsetzt oder seine Kinder enterbt oder nur den Anspruch nach 
§ 1371 IV B G B ausschließt. 

Besonderes gilt schließlich noch für den N a m e n des Kindes. Ist 
es nichtehel ich, so ändert s ich der Name nicht kraft Gesetzes, 
wenn die Mutter heiratet und den Namen ihres Mannes (des 
Stiefvaters) annimmt (§ 1617 III BGB) . § 1618 I 1 Alt. 1 B G B er­
öffnet aber den Ehegatten die Möglichkeit, dem K ind ihren Ehe­
namen, also den Namen des Stiefvaters zu erteüen. Abgesehen 
vom Namenswechsel hat dies jedoch keine Status- oder Rechts­
änderung i m Verhältnis zum Stiefvater zur Folge. Stammt das 
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Kind aus einer früheren Ehe, so trägt es den Ehenamen seiner 
El tern (§1616 BGB) ; eine Einbenennung i n den neuen Famil ien -
u n d Namensverband der Zweitehe sieht das Famil ienrecht nicht 
vor. Dennoch versuchen vor allem sorgeberechtigte Mütter nach 
Scheidung u n d Neuheirat immer wieder, auch dem Kind aus 
erster Ehe den Namen ihres zweiten Mannes zu übertragen. Dies 
geht nu r auf verwaltungsrechtlichem Wege (§§1,3 NÄG) und führt 
wegen des Widerstands des Gatten aus der ersten Ehe häufig zu 
erbitterten Strei t igkeiten. 1 0 

Von diesen vereinzelten und zum Teil n u r symbolischen Zuge­
ständnissen abgesehen, ignoriert das Gesetz nach alledem das 
familiäre Näheverhältnis zwischen Stiefelternteü u n d Kind. Es 
eröffnet dem Stiefelternteü jedoch eine Möglichkeit, pauschal i n 
die rechtliche Elternstel lung einzurücken - die Adoption des K i n ­
des seines Ehegatten („Stiefkindadoption", § 1741 II 2 Alt. 2 BGB) . 
Voraussetzung ist dessen Einwi l l igung sowie die des Kindes, bei 
ehelichen K indern auch die des anderen Elterntei ls (§§ 1746, 
1747 I B G B ) . 1 1 Mi t dem Ausspruch der Adoption durch das 
Gericht werden beide Ehegatten rechtliche E l te rn wie bei einem 
gemeinsamen K ind , im übrigen erlöschen die bisherigen Ver­
wandtschaftsbeziehungen (insb. zum anderen leibl ichen El tern­
teil), §§ 1754 I, 1755 B G B . Damit erlangt der bisherige Stiefel­
ternteü die volle rechtliche Elternstel lung mit al len Konsequen­
zen (Sorgerecht, Unterhaltspflicht, Name, Erbrecht). Aus der 
Sicht des Kindes tritt der Stiefelternteü voll an die Stelle des 
ausscheidenden leiblichen Elternteils. 

2. Würdigung des geltenden Rechts 

Etwas vergröbert gesagt, verfolgt das geltende Recht ein „Nichts­
oder-alles-Prinzip". In der Realität dürfte es dem sozialen Häu­
figkeitsmodell entsprechen, daß „mitgebrachte" Kinder eines Part­
ners, wenn man s ich zur Lebensgemeinschaft mit diesem ent-
schlieJ3t, ebenfalls als Mitglieder der neuen Famil ie akzeptiert 
werden - der Stiefelternteü wächst faktisch und psychologisch i n 
die Rolle eines weiteren Elternteils neben seinem Gatten hinein. 
Ist noch ein anderer leiblicher Elterntei l vorhanden, sehen die 
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Kinder den Stiefelternteü regelmäßig als „dritten Elternteü" an. 
Das Gesetz trägt dieser differenzierten, gelebten Wirkl ichkeit 
nicht Rechnung. Lediglich die volle rechtliche Übernahme des 
Kindes durch Adoption wird als Ausweg angeboten. Dieser Weg 
ist aber schon konzeptioneü unbefriedigend u n d führt immer 
wieder zu unerquickl ichen Situationen. Schon der durch das 
Prinzip der Volladoption bedingte rechtliche Wegfall des anderen 
biologischen Elternteils muß als sachwidrig u n d unproportional 
bezeichnet werden, er bedeutet für das K ind einen erheblichen 
Verlust i n persönlicher u n d vermögensmäßiger Hinsicht. Sodann 
wird es Stiefelternteüen nicht immer einleuchten, warum sie z u m 
Kind n u r entweder gar keine oder eine vollwertige, endgültige 
Elternbeziehung begründen können. Wenn sie s i ch zu zweiterer 
entschließen, geschieht dies regelmäßig dem neuen Partner zu ­
liebe, als Ausdruck der Bereitschaft zu umfassender familiärer 
Einheit und Harmonie. Für den Partner und Elterntei l des Kindes 
bietet s ich die Adoption umgekehrt oft als Kampfinstrument i n 
der fortdauernden Auseinandersetzung mit dem geschiedenen 
Gatten aus erster Ehe an. Scheitert n u n die neue Partnerbezie­
hung mit dem Stiefelternteü, sieht dieser regelmäßig auch die 
„Geschäftsgrundlage" für seine durch Adoption erlangte El tern-
steüung entfaüen - eine Aufhebung der Adoption ist aber k a u m 
je möglich. Die Kinder haben also durch die Adoption einen 
leiblichen Elternteü verloren u n d stattdessen einen rechtl ichen 
Elternteil , der seine Elternroüe ablehnt, erhalten. 

Diese Schwächen der Stiefkindadoption s ind seit langem be­
k a n n t , 1 2 auch ihre Ungeeignetheit i n der pädagogisch schwieri­
gen Stiefkindsituation. In einigen Nachbarländern hat m a n diese 
Form der Adoption deshalb verboten 1 4 u n d bietet dem Stiefel­
ternteü sachgerechtere Formen der elterlichen Beteüigung an. So 
wird auf dem Gebiet des Sorgerechts gelegentlich Miterziehung 
und Mitverantwortung durch den Stiefelternteü statuiert (Art. 
299 Schweizerisches Z G B ; § 47 I, II F G B D D R ) ; 1 5 i n England ist 
derjenige, der (ohne Sorgerecht) tatsächlich die Kinder betreut, 
befugt, aUe interessengerechten Handlungen u n d Entscheidun­
gen zu treffen (See. 3 [5] Chi ldren Act 1989). Unterhaltsrechtl ich 
gibt es entweder eine Beistandspfl icht gegenüber den Ehegat-
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t e n , 1 6 oder die Stiefkinder fallen ohne weiteres unter den zu 
leistenden Fami l i enunte rha l t " . 1 7 

Die (im G r i m m s c h e n Sinne) stiefmütterliche" Behandlung der 
Stiefkinder im B G B wird schon seit Jahrzehnten kritisiert, vor 
allem nach dem 2. Weltkr ieg, 1 8 im Rahmen der Sorgerechtsre­
form von 1 9 7 9 1 9 u n d jetzt wieder im Vorfeld einer (hoffentlich) 
umfassenden Kindschaftsrechtsreform. 2 0 E i n Regelungsbedürf­
nis ist nahezu unbestritten; die rechtspolitische Bedeutung des 
Problems sollte in Zeiten steigender Scheidungsziffern u n d wach­
sender Aufmerksamkeit für „neue" Famil ienstrukturen ebenfalls 
unübersehbar geworden sein. Allerdings hat die Problematik 
durch die Tendenzen zur Fortführung beiderseitiger Elternver­
antwortung nach Scheidung eine neue, komplizierende Dimen­
sion erhalten. In diesem Sinne sollen die Konturen eines sach­
gerechten Stiefelternrechts im folgenden kurz skizziert werden. 

3. Konturen einer Reform 

3.1 Grundfragen 
a) Gegenstand des rechtl ichen Ausbaus sollte das unmittelbare 
Verhältnis zwischen Stiefelternteü und K ind sein, nicht die Be­
ziehung zwischen Stiefelternteü und Partner. In der Schweiz u n d 
der früheren D D R erscheint die Mi twirkung des Stiefelternteils 
an der Erz iehung als Pflicht dem Gatten = leiblichen Elterntei l 
gegenüber; nur so kann derzeit auch im B G B allenfalls eine 
vertragliche Unterhaltspfl icht konstruiert werden . 2 1 Das K ind ist 
dann nu r mittelbar Begünstigter einer ehelichen Pflicht. Dieser 
Regelungsansatz wird auch für die anstehende Reform gefor­
der t . 2 2 E r erscheint jedoch nicht sachgerecht, denn der Stiefel­
ternteü baut unmittelbare psychosoziale Beziehungen z u m K i n d 
auf, das K ind n immt i hn nicht nur mediatisiert durch seinen 
leiblichen Elterntei l wahr. Diese unmittelbaren Beziehungen i . S. 
wechselseitiger Rechte u n d Pflichten müssen Regelungsansatz 
sein, da sie - ungeachtet ihrer Akzessorietät zur Partnerbezie­
hung - als eigenständiges Verhältnis gelebt u n d auch n u r s inn ­
voll sein können. Eine Koordination mit der Rechtsstellung des 
Hauptsorgeberechtigten bleibt auch dann ohne weiteres möglich. 
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Das Stiefelternproblem ist demnach ein kindschaftsrechtliches, 
ke in eherechtliches. 

b) A u s dem Ansatz unmittelbar beim Stiefeltern-Kind-Verhältnis 
als psychosozialem Phänomen folgt, daJ3 eine E h e nicht unver­
zichtbare Voraussetzung der neu zu regelnden Stiefelternstellung 
ist. Entscheidend ist nur, da_ß ein Elterntei l mit K indern in einer 
familiären Lebensgemeinschaft mit einem Partner lebt, der nicht 
Elterntei l der Kinder ist, die Elternrolle aber faktisch dauerhaft 
ausfüllt (je nach der Rollenverteilung i n der Partnerschaft). Der 
Prozeß der Emanzipat ion des Kindesverhältnisses von der E h e 2 3 

hat auch hier seine Berechtigung. Zweifel h ins icht l i ch der tatbe­
standl ichen Erfaßbarkeitund Abgrenzbarkeit von „nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften" haben zurückzutreten, seit das BVerfG 
diese Lebensform als „typische Ersche inung des sozialen Lebens" 
im S inne einer „Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft" 
eingestuft und für regelbar gehalten h a t . 2 4 

c) Rechte u n d Pflichten des Stiefelternteils können nur aus fak­
tischer, freiwilliger Funktionsübernahme legitimiert werden. Die 
Statuierung von einer Rechtspflicht, Kinder des Partners mit i n 
den gemeinsamen Haushal t au fzunehmen, 2 5 ist deshalb abzu­
lehnen. Wie sollten auf der Basis erzwungener Aufnahme die Über­
nahme von Sorgeverantwortung und Unterhaltspflicht rechts-
pol i t isch zu rechtfertigen sein? 

3.2 Sorge recht 

3.2.1 Bes t ehende F a m i l i e n g e m e i n s c h a f t 

Darüber, daß der Stiefelternteü auch rechtl ich in die Betreuung 
und Erz iehung der Kinder des Partners eingebunden werden 
soüte, besteht weitgehender Konsens . 2 6 Die Einigkeit erstreckt 
s ich wohl auch darauf, daß der Stiefelternteü nicht vollwertiger 
Sorgerechtsinhaber neben dem leiblichen Elternteü werden, son­
dern n u r i n abgeschwächter Form an dessen Sorgerecht „teilha­
ben" s o l l . 2 7 Andererseits würde eine bloße Ausübungsberechti­
gung fremder Sorgebefugnis (des leiblichen Elternteils) der regel-
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mäßigen Bedeutung des Stiefelternteils im Leben des Kindes 
nicht gerecht - sie liegt kraft (zumindest konkludenter) Aus­
übungsübertragung auch heute schon regelmäßig vor . 2 8 Schon 
aus pädagogischen Gründen sollte der Stiefelternteü dem K ind 
als eigenständige u n d eigenberechtigte Persönlichkeit gegen­
übertreten.2 9 Eigene, nicht nur abgeleitete Verantwortung m in ­
dert auch das Bedürfnis nach einer St ie fk indadopt ion. 3 0 Z u 
denken wäre demnach an ein M i t s o r g e r e c h t b e i d e r laufenden 
B e t r e u u n g u n d E r z i e h u n g d e s K i n d e s (umfassend auch die Ver­
tretung nach außen nach den Grundsätzen des § 1629 BGB) ; 
Angelegenheiten, „deren Regelung für das K ind von erheblicher 
Bedeutung s ind" , unterfielen bei Uneinigkeit beider Erziehenden 
hingegen nicht dem hierfür vorgesehenen Schlichtungssystem 
des § 1628 B G B , sondern wären maßgeblich vom Hauptsorgebe-
rechtigten zu entscheiden. 3 1 Wie die Hauptsorge ist auch die 
Mitsorge „Pflichtrecht" im Sinne des B V e r f G , 3 2 d. h . Befugnis 
allein zu dem Zweck, u m rechtlicher Verantwortung gegenüber 
dem K ind (nicht dem Partner) genügen zu können. Inhaltl ich wird 
die Pflicht - wie auch bei gemeinsamen K indern - von der ehe-
internen Rollenverteilung der Partner vorgezeichnet. Deshalb 
k a n n die Mitsorge, solange die familiäre Hausgemeinschaft fort­
dauert, auch nicht zur Disposit ion des leiblichen Elternteils 
stehen - dieser hat sie nicht verliehen (sondern das Gesetz) und 
kann sie auch nicht ohne weiteres widerrufen. 

Besondere Probleme könnten s ich bei fortgeführtem gemeinsa­
men Sorgerecht der leiblichen, aber geschiedenen El tern erge­
ben. Hier scheint das Mitsorgerecht eines neuen Partners, als 
„dritten Elterntei ls" gewissermaßen, zu stören. N u n bedeutet 
aber das Hinzutreten eines neuen Partners ohnehin schon fak­
tisch/psychologisch einen Belastungsfaktor für die fortgeführte 
Kooperation der geschiedenen G a t t e n . 3 3 Im übrigen ist es ein 
Verdienst der systemischen Famil iensicht, auf den Fortbestand, 
die Ausdifferenzierung und Ausweitung des familiären Bezugs­
netzes bei Scheidung und Neuheirat h inzuwe isen . 3 4 E s ist weder 
Aufgabe des Rechts noch sinnvoll , aus der Vielfalt der familiären 
Bezüge immer wieder erneut eine „Kernfamilie" herauszuschnei­
den u n d zu iso l i e ren. 3 5 Jur i s t en wie Beteiligte müssen lernen, 
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mit einer scheidungsgeprägten sozialen Wirkl ichkeit umzugehen, 
d. h . mit differenzierten, „modernen" Fami l ienstrukturen und mit 
konkurrierenden Beziehungen des Kindes zu mehreren Erwach­
senen. So erfordert gemeinsame Elternverantwortung nach Schei­
dung schon jetzt die Akzeptanz eines neuen Partners des Ex-Gat­
ten (ohne diese Akzeptanz zerbricht das Kooperationsmodell). 
K a n n sie aufgebracht werden hins icht l i ch der faktischen Präsenz 
des neuen Partners in der Wohnung von Ex-Gatte und K ind , dann 
ist es zur weiteren Akzeptanz von dessen Sorgebeteiligung ke in 
großer Schritt mehr. 

Im einzelnen bedarf es noch einiger Klärungen: Die Mitsorge des 
Stiefelternteils kann nur auf Teilhabe an der Sorgeberechtigung 
seines Partners, nicht etwa beider Elternteile gerichtet sein - sie 
ist gewissermaßen akzessorisch zur Hauptsorge des Partners. Sie 
geht verloren mit dieser, etwa nach einer ändernden Sorgerechts­
entscheidung zwischen den El tern (§ 1696 I B G B ) . 3 6 Ihr Bezug 
auf die laufende Betreuung und Erz iehung des Kindes bindet sie 
auch an den grundsätzlichen Aufenthalt des Kindes i n der Haus­
gemeinschaft des Stiefelternteils und seines Partners. Wechselt 
das K i n d i m Rahmen gemeinsamen Sorgerechts der E l tern peri­
odisch den Aufenthalt („Pendelmodell"), so ruht die Mitsorge des 
Stiefelternteils während der Abwesenheit des Kindes (möglicher­
weise lebt beim anderen Elterntei l das Mitsorgerecht eines ande­
ren Stiefelternteils auf ) . 3 7 Voraussetzung der rechtl ichen Aus -
übungsbefugnis der Mitsorge ist damit die „Obhut" des Kindes 
durch Stiefelternteü u n d Partner (ähnlich dem RegelungsmodeU 
des § 1629 II 2 BGB) 3 8 

3.2.2 Auflösung der S t i e f e l t e rn -Fami l i e 

Stirbt der alleinsorgeberechtigte Elterntei l , wird die bereits er­
wähnte Regelung des § 1681 1 2 B G B weithin als befriedigend 
empfunden: Das Sorgerecht ist dem anderen leiblichen Elternteü 
zu übertragen, „es sei denn, daß dies dem Wohle des Kindes 
widerspricht". Diese Vorschrift trägt einerseits dem Elternrecht 
des Art. 6 II, III G G Rechnung, andererseits aber auch einer 
etwaigen psychosozialen B indung des Kindes an den Stiefeltern-
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teil: Die Eingriffsgrenze in das Elternrecht ist gegenüber § 1666 
B G B deutl ich vorgelagert. 3 9 

Eine Mitsorge des Stiefelternteils verändert diese Rechtslage 
nicht. Der Tod des Hauptsorgeberechtigten führt nicht z u m E r ­
löschen der Mitsorge - die fortdauernde Verantwortung des Stief­
elternteils für die laufende Betreuung u n d Erz iehung dient in 
besondererWeise dem Kindeswohl. Die Position des vollen Sorge­
rechtsinhabers ist jedoch vakant geworden, über sie muß ent­
schieden werden. Der MaJ3stab des § 1681 12 B G B erweist s ich 
auch künftig als angemessen - bisheriges Mitsorgerecht u n d 
verantwortungsvoll ausgefüllte Stiefelternrolle können i m Rah­
men der gebotenen Kindeswohlprüfung gewürdigt werden . 4 0 Eine 
freie Abwägung zwischen anderem Elterntei l u n d Stiefeiternteil, 
wie sie der DJT-Beschluß von 1992 suggeriert (Entscheidung 
„entsprechend dem Kindeswohl" ) , 4 1 könnte im Lichte von Art. 6 
II, III G G k a u m Bestand haben. Gebührt demnach i m Einzelfal l 
dem Stiefelternteil der Vorrang, sollte er allerdings n icht - wie 
nach geltendem Recht - z u m Vormund bestellt werden, sondern 
das volle elterliche Sorgerecht erhalten können. 4 2 

Bei Scheidung der Stiefeltern-Ehe sollte eine dem § 1681 I 2 B G B 
entsprechende Prüfungs- u n d Entscheidungsmöglichkeit einge­
führt werden . 4 3 Es ist unbefriedigend, wenn - wie nach geltendem 
Recht - erst eine ernsthafte Gefährdung des Kindes be im leibli­
chen Elterntei l eine Plazierung beim Stiefelternteil rechtfertigen 
k a n n . 4 4 Nichts anderes sollte letztlich gelten, wenn die leibl ichen 
E l t e rn des Kindes nach Scheidung ihrer Ehe die Sorgerechtsver­
antwortung weiter gemeinsam ausgeübt hatten, der Stiefeltern­
teü als mitsorgeberechtigter Dritter hinzugetreten war u n d n u n 
s e i n e Ehe mit einem der sorgeberechtigten Elternteile zerbricht. 
Zunächst erscheint es befremdlich, daß das Gericht überhaupt 
die Möglichkeit haben soll, zwischen beiden leibl ichen Elterntei­
len einerseits, dem Stiefelternteü andererseits abzuwägen (nach 
dem Maßstab des § 1681 I 2 BGB) . Diese Abwägung gibt jedoch 
genügend Spie lraum, Elternrecht wie auch Kindeswohl angemes­
sen Rechnung zu tragen: Hat das K ind eine positive Beziehung 
auch nu r zu einem der leiblichen Elternteile u n d ist dieser auch 
sonst betreuungsgeeignet u n d -bereit, kommt eine Zuweisung an 
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den Stiefelternteü nicht i n Betracht. Nicht auszuschließen ist 
aber auch folgende Fallgestaltung: Die leiblichen El tern haben 
gemeinsames Sorgerecht; das K ind lebt jedoch beim Vater (Resi­
denzmodell) , die Mutter kümmert s ich k a u m u m das K i n d . 4 6 Der 
Vater heiratet neu, die Stiefmutter übernimmt jahrelang die 
Betreuung der Kinder u n d wird z u ihrer zentralen Bezugsperson. 
Scheitert jetzt die Ehe mit dem Vater, ist das gemeinsame Sorge­
recht der leiblichen E l tern kein tragfähiger Grund , anders zu 
entscheiden als bei Alleinsorge des Vaters. Der Gefährdungsmaß -
stab des § 1666 B G B ermöglicht keine angemessene Reaktion auf 
derartige Fälle. 

Verliert der Stiefelternteü nach den vorgenannten Maßstäben das 
K ind (sei es nach Tod des Partners oder nach Scheidung), soUte 
die Möglichkeit einer U m g a n g s b e f u g n i s vorgesehen werden. D a 
Umgangsstreitigkeiten oft zu schwerwiegenden Belastungen vor 
aüem für das K ind führen können, ist h ins icht l i ch der Vermeh­
rung von Umgangsberechtigten allerdings Zurückhaltung gebo­
t e n . 4 7 Nur der Erhalt einer gewachsenen psychosozialen Be­
ziehung k a n n fortbestehenden Umgang rechtfertigen, so daß die 
Entscheidungsmaßstäbe des § 1711 B G B für den Stiefelternteü 
angemessener erscheinen als die des § 1634 B G B . 

3.3 U n t e r h a l t 

Über die Einführung einer gesetzlichen Unterhaltspfl icht des 
Stiefelternteüs besteht weniger Einigkeit als h ins icht l ich des 
Sorgerechts. Einer (z. T. eingeschränkten) Befürwortung i n der 
L i t e ra tur 4 8 steht eine recht eindeutige Ab lehnung durch den D J T 
1992 gegenüber. 4 9 Die Bedenken resultieren vor aUem aus einer 
aUgemeinen (durch den Geschiedenenunterhalt verursachten) 
„Unterhaltsphobie"; außerdem wird auf eine Gefährdung der 
Interessen leiblicher Kinder des Stiefelternteüs sowie der Heirats­
chancen von ledigen u n d geschiedenen Müttern hingewiesen. 

Diesen Gefahren kann durch ein sorgfältig konzipiertes Unter­
haltsrecht Rechnung getragen werden: Eine Unterhaltspflicht 
des Stiefelternteüs ist legitimierbar nu r bei freiwüliger Aufnahme 
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minderjähriger Stiefkinder i n die familiäre Hausgemeinschaft 
(endet also bei deren Aufgabe oder mit Volljährigkeit des Kindes). 
Sie bestände - allgemeinen Grundsätzen entsprechend - n u r bei 
Bedürftigkeit des Kindes. Insoweit wäre die Unterhaltspfl icht der 
leibl ichen E l tern als vorrangig einzustufen - der Stiefelternteü 
muß also nicht zur Ent lastung des geschiedenen anderen E l t e rn­
teils herhalten. Konkurrierenden Unterhaltsansprüchen leibl i­
cher Kinder des Stiefelternteüs gegenüber müßte der Stiefkind­
anspruch nachrangig sein. Selbst wenn demnach dem Stiefkind 
Unterhalt geschuldet wird, sollte doch eine Rückgriffsmöglichkeit 
von Sozialleistungsträgern ausgeschlossen s e i n . 5 0 

Eine so begrenzte Unterhaltspflicht erscheint sodann aber einer 
rechtl ich ausgestalteten Stiefeltern-Kind-Beziehung als ange­
messen - sie ist das Korrelat zur rechtl ichen Anerkennung als 
mitsorgeberechtigter Elterntei l . Sie k a n n unter den bezeichneten 
Umständen auch vom Stiefelternteü k a u m als unmotivierte In-
pfl ichtnahme für fremde Belange empfunden werden. Sie zeich­
net zwar i m wesentlichen nur allseits für selbstverständlich 
gehaltene u n d geübte Solidarität für die eigene soziale Fami l ien­
gemeinschaft nach, unterschiede s ich insoweit aber nicht von 
anderen Normen des Familienrechts. Deshalb s ind auch die 
Wiederverheiratungschancen alleinstehender Mütter nicht ernst­
haft betroffen, zumal das hier propagierte Stiefelternrecht n icht 
an eine Ehe anknüpft.5 1 Hinzuweisen bleibt noch auf § 1606 III 
2 B G B : Wer die Hausrolle übernimmt, erfüllt schon mit der Pflege 
u n d Erz iehung der Kinder seine Unterhaltspf l icht . 5 2 

3.4 Sons t i ge B e z i e h u n g e n 

E i n rechtlicher Ausbau der Stiefeltern-Kind-Beziehung hätte 
ohne weiteres die Erstreckung des allgemeinen Beistands- u n d 
Rücksichtsgebots (§ 1618a BGB) auf die Parteien dieser Bezie­
hung zur Folge, einer Gesetzesänderung bedürfte es insoweit 
nicht. 

Bedeutungslos bliebe § 1619 B G B 5 3 : Das minderjährige K i n d 
k a n n schon kraft Sorgerechts zur Mithilfe im Haushal t angehal­
ten werden 5 4 , also auch vom mitsorgeberechtigten Stiefelternteü. 
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Bei volljährigen Kindern ist eine gesetzliche Dienstpflicht dem 
Stiefelternteü gegenüber nicht angebracht. 

Hins icht l i ch des K i n d e s n a m e n s bedürfte es aüerdings einiger 
Änderungen. Die Einbenennungsmöglichkeit des nichtehelichen 
Kindes (§161811 Alt. 1 BGB) beruht schon de lege lata auf einem 
verfehlten Konzept, § 1617 III u n d § 1618 B G B s ind ersatzlos zu 
s t re i chen . 5 5 Als Folge nähme das K ind einer bisher unverheira­
teten M u t t e r 5 6 auch an deren heiratsbedingtem Namenswechsel 
ohne weiteres teil (vorbehaltlich eigener Entscheidung gem. § 1617 
II BGB) . 

Bei einem K ind aus früherer Ehe soUten die Änderungsverfahren 
nach § §1 ,3 NÄG ausgeschlossen werden. Z u m einen wird nach 
neuem Namensrecht das Leitbüd familiärer Namenseinheit er­
hebl ich geschwächt s e i n . 5 7 Z u m zweiten ist längst ein Weg auf­
gezeigt worden, wie den Interessen aüer Beteüigten Rechnung 
getragen werden kann : Das K ind k a n n den neuen Ehenamen 
seines sorgeberechtigten Elternteüs (und des Stiefelternteüs) 
dem eigenen Geburtsnamen als Begleitnamen anfügen oder vor-
ansteüen u n d diesen später nach Volljährigkeit oder Scheidung 
von Elternteü u n d Stiefelternteü ohne weiteres wieder ablegen. 5 

3.5 S t i e f k i n d a d o p t i o n 

Nach einer rechtl ichen Er fassung des Stiefeltern-Kind-Verhält­
nisses in vorbezeichnetem Sinne besteht für eine Stiefkindadop-
t ion k a u m noch ein Bedürfnis. Angesichts der negativen Erfah­
rungen mit dieser Adoptionsart liegt hier in ein weiteres Argument 
für die vorgeschlagene Reform. Dennoch soUte die Stiefkindadop­
tion nicht gänzlich ausgeschlossen, sondern n u r - i n der Sprache 
des D J T 1992 - „drastisch eingeschränkt" werden. AuszuschlieJ3-
en ist die Adoption, wenn das K ind neben dem Partner des Stief­
elternteüs noch einen anderen rechtl ichen Elterntei l h a t . 5 9 Ins­
besondere bei Halbwaisen oder nicht festgestellter Vaterbezie­
hung k a n n hingegen das vollwertige Einrücken des Stiefeltern­
teüs i n die ElternsteUung durchaus auch künftig noch wün­
schenswert sein. Für die Möglichkeit einer „schwachen" Adoption 

145 



Michael Coester 

von Stiefkindern (die die Verwandtschaftsbeziehungen zu r Her­
kunftsfamilie unberührt läßt) 6 0 , besteht nach einer hier skizzier­
ten Reform kein Bedarf mehr. 
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B a r t h o l d Strätling, Referent der Arbeitsgemeinschaft für kathol i­
sche Famil ienbi ldung e.V. u n d Chefredakteur der Zeitschrift 
"neue Gespräche", i m Ruhestand. 

Dr. S a b i n e Walper ist Mitglied des Institutes für Psychologie der 
Universität München, Persönlichkeitspsychologie und Psycho-
diagnostik. 
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